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Rheinland-Pfalz/Baden-Württemberg 

Heiße Landtagswahl- 
kampfphase eingeläutet 

Ganz im Zeichen des Wahl- 

kampfes standen die am 
selben Tag stattfindenden 
Wahl kämpf veranstaltun- 

§en in Baden-Württem- 
b*rg und Rheinland-Pfalz. 

In Anwesenheit der Vor- 
s'tzenden der CDU Deutsch- 
ar,ds, Bundeskanzlerin An- 

gela Merkel, haben die bei- 
den Landesverbände die 
heiße Wahlkampfphase ein- 
geläutet. „Die CDU in Berlin 
hat nur dann Rückenwind, 
wenn der Rückhalt aus den 
Ländern kommt", machte 
die Bundeskanzlerin in ih- 
ren Reden deutlich. 
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Landtagswahlkämpfe 

• Damit würden die 
Kräfte gestärkt werden, 
die Deutschland auf ei- 
nen zukunftsgerichte- 
ten Wegführen. 

Die CDU-Vorsitzen- 
de kündigte an, dass sie 
in der Debatte über 
Mindestlöhne in den 
kommenden Monaten 
die Erfolgschancen ein- 

zelner Systeme und 
Theorien sorgfältig prü- 
fen werde. „Wir werden 
natürlich untersuchen, ob 
die Praxis der Arbeitsmarkt- 
reform Hartz IV nun wirk- 
lich das ist, was den Men- 
schen wieder Mut zum Ar- 
beiten macht", sagte Mer- 

kel beim Auftakt der hei- 
ßen Phase des baden-würt- 
tembergischen Landtags- 
wahlkampfes in Karlsruhe. Es 
müsse bei dem in der Regie- 
rung umstrittenen Thema 
über zahlreiche Modelle und 
Ideen geredet werden, kün- 
digte die CDU-Vorsitzende 
an. „Ich prüfe alles ganz un- 
voreingenommen, vom Min- 
destlohn zum Niedriglohn. 

Eins aber darf nicht zum 

Schluss dabei heraus kom- 
men: dass wir weniger Ar- 
beit haben und nicht mehr." 
Wer arbeite, müsse mehr ha- 
ben, als wenn er nicht arbei- 
te, forderte Merkel darüber 
hinaus vor mehr als 1000 
Parteianhängern. 

Baden-Württembergs Mi- 
nisterpräsident und Spitzen- 
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kandidat Günther H. Oettin- 
ger bekräftigte seine Forde- 
rung nach längeren Arbeits- 
zeiten. Mit der 38,5-Stun- 
den-Woche werde Deutsch- 
land im Wettbewerb mit den 
anderen Ländern nicht be- 
stehen können. Baden-Würt- 
temberg bezeichnete der Re- 
gierungschef als „intaktes 
Land". Dieser Erfolg müsse 

mit der CDU fortgeführt 
werden. 

Auf einem außerordent- 
lichen Landesparteitag der 
CDU Rheinland-Pfalz 
in Mainz erinnerte An- 
gela Merkel daran, dass 
Ministerpräsident Kurt 
Beck (SPD) jahrelang 
von der guten Vorar- 
beit früherer CDU-Lan- 
desregierungen leben 

konnte. Der rheinland- 
pfälzische Spitzenkan- 

didat Christoph Bohr 
erklärte, dass der am- 
tierende Ministerpräsi- 
dent in seiner elfjäh- 
rigen   Amtszeit   mehr 

Schulden aufgetürmt 

habe, als alle seine 
Amtsvorgänger zu- 
sammen. Beck sei „seit 
vielen Jahren der 
Schuldenkönig unter 
den deutschen Minis- 
terpräsidenten", so 
Bohr. Bohr griff den 
Wahlkampfslogan der 
SPD vom „Aufsteiger- 
land" auf und kritisier- 

te, Rheinland-Pfalz sei 
weder ein Aufsteigerland 
bei Wirtschaftswachstum, 

noch bei Arbeitsplätzen, 
noch bei den Einkommen 

seiner Bürger: „Bei Wirt- 
schaft und Arbeit kämpfen 

wir gegen den Abstieg." Es 
gehe mit der neuen Bundes- 
regierung in Deutschland 
allmählich wieder aufwärts: 

„Wir in Rheinland Pfalz wol- 
len dabei sein, wenn es den 
Menschen wieder besser 
geht." 15 Jahre SPD-Regie- 

rung seien genug. 



Internationaler Frauentag 

Ronald  Pofalla 

Gleichberechtigung 
umfassend verwirklichen 

Die Gleichberechtigung 
von Mann und Frau in 

einer partnerschaftlichen 
Gesellschaft ist Ziel der 

CDU. Allerdings ist sie 
in vielen Bereichen noch 
nicht so weit entwickelt, 
wie wir uns das vorstellen. 

Bestehende Benachteili- 
gungen von Frauen im Er- 
werbsleben, in Politik und 
Gesellschaft müssen be- 
seitigt werden. Frauen 
und Männer sollen sich in 
Freiheit und Verantwor- 
tung so entfalten können, 
wie es ihren Neigungen, 
Begabungen und Wün- 
schen entspricht. 

Deshalb treten wir ein für 
bessere Rahmenbedingun- 
gen zur Vereinbarung von 
Familien- und Erwerbsarbeit, 
für mehr Hilfestellungen 

beim Wiedereinstieg in das 
Erwerbsleben sowie die um- 
fassende Teilhabe von Frau- 
en an Führungsaufgaben in 
Wirtschaft, Politik, Verwal- 
tung, Wissenschaft und Ge- 
sellschaft. 

Dass dies keine leeren 
Worte sind, hat die Große 
Koalition bereits bewiesen: 
Gemeinsam mit CSU und 
SPD haben wir eine verbes- 
serte steuerliche Absetzbar- 

CDU-Generalsekretär Ronald Pofalla 

keit von Kinderbetreuungs- 
kosten beschlossen. Künftig 
werden alle Familien mehr 
Geld von der Steuer abset- 
zen können, und zwar unab- 
hängig davon, ob beide El- 
tern berufstätig sind oder 
nur ein Elternteil. Die Große 
Koalition wird die Kinder- 
betreuung stärker ausbauen 

und das Angebot an Ganz- 

tagesschulen erweitern. Ab 
2007 soll ein einkommens- 
unabhängiges Elterngeld ge- 
zahlt werden. Die Kinderzu- 
lage zur „Riester-Rente" wird 

angehoben. 
Gleichzeitig wollen wir 

in der Großen Koalition 
die Frauenerwerbsquote auf 
über 60 Prozent steigern 
und das Prinzip „gleicher 
Lohn für gleiche Arbeit" wei- 
ter in die Tat umsetzen. 
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Berliner Gespräch 

„Das Ende der (bezahlten) Arbeit? u 

Dieser provozierende Ti- 
tel und zwei renommier- 
te Talkgäste waren der 
Grund, warum knapp 
500 Gäste und zahlrei- 
che Pressevertreter der 
Einladung ins Konrad- 
Adenauer-Haus zu einer 
Abendveranstaltung der 
CDU Deutschlands im 
Rahmen der „Berliner 
Gespräche" folgten. 

In ihrer Begrüßungs- 
rede betonte Bundes- 
kanzlerin Angela Merkel, 
dass sie in der Bekämpfung 
der Massenarbeitslosigkeit 
eine der wichtigsten Aufga- 
ben der Bundesregierung se- 
he. Zwar könne die Politik 
nicht selbst Arbeitsplätze 

schaffen, sagte die CDU- 
Vorsitzende. Dennoch neh- 
me die Politik gerade über 
das Setzen von Rahmenbe- 
dingungen entscheidenden 
Einfluss auf die Wirtschafts- 
ordnung und damit auch auf 
die gesellschaftliche Stabi- 
lität. Die Bundeskanzlerin 

verwies in ihrer Rede darauf, 
dass seit den 80er Jahren 
die Akzeptanz der Sozialen 
Marktwirtschaft in der Be- 
völkerung abgenommen ha- 
be. Um eine Trendwende zu 
erreichen, habe sie von einer 
Neuen Sozialen Marktwirt- 
schaft für das Zeitalter der 
Globalisierung   gesprochen. 

Denn das Modell der Sozia- 
len Marktwirtschaft werde 
die Menschen nur dann dau- 
erhaft überzeugen, wenn es 
auch in Zukunft Wohlstand 
für alle sichere. Dazu müsse 
sich Deutschland jedoch von 

seiner „protektionistischen 
Art" verabschieden und 
gleichzeitig weltweit neuen 
Standards zum Durchbruch 
verhelfen, wie beispielswei- 
se beim Schutz des geistigen 
Eigentums. 

Befinden wir uns als ent- 

wickelte Industriegesell- 
schaften aber tatsächlich 
schon in der Situation, dass 

uns die bezahlte Arbeit 
ausgeht? Über dieses The- 
ma diskutierten der Präsi- 

dent des Münchner ifo-lns- 
tituts für Wirtschaftsfor- 
schung, Professor Hans- 
Werner Sinn, und Jeremy 
Rifkin, der Vorsitzende der 

Foundation on Econo- 
mic Trends in Washing- 
ton D.C. 

Professor Rifkin be- 
tonte, dass eine globale 
High-Tech-Wirtschaft 

entstehe, die keine Mas- 
senarbeitsplätze mehr 
hervorbringe. Statt einer 
Industriearbeiterschaft 

würden künftig hoch-spe- 
zialisierte Techniker, Be- 
rater, Programmierer, Pä- 
dagogen und Ingenieure 

gebraucht. Allerdings gebe 
es auch weiterhin einzelne 
personalintensive Bereiche 
wie das Gesundheitswesen 

oder die Textilindustrie. 
Mit Blick auf Deutschland 

führte Professor Sinn den 
massiven Beschäftigungsab- 
bau auf die Lohnentwicklung 

zurück. Während es zwi- 
schen 1982 und 2002 in den 
USA Reallohnsteigerungen 

von vier Prozent gegeben 
habe, seien die Bruttolöhne 

hier zu Lande um 36 Pro- 
zent gestiegen. Infolgedes- 
sen hätten in den USA in die- 

ser Zeit die geleisteten Ar- 
beitsstunden um mehr als 
ein Drittel zugenommen, 

während das Beschäfti- 
gungsvolumen in Deutsch- 
land unverändert geblieben 

sei. Gleichzeitig habe sich 
die Arbeit für Geringqualifi' 
zierte derart verteuert, dass 
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Berliner Gespräch 

v-l-n.r.: Auf dem Podium diskutierten Professor Jeremy Rifkin, die Moderation übernahm 
der Chefredakteur des Handelsblatts, Bernd Ziesemer, und Professor Hans-Werner Sinn. 

Deutschland in diesem Seg- 
ment mit einer Arbeitslosen- 
quote von 22 Prozent „Welt- 
meister" seien. Der US-Öko- 
nom bekräftigte, dass eine 
Wirtschaft mit niedrigen 

Löhnen Arbeitsplätze schaf- 
fe. Dennoch warnte er die 
Bundesrepublik vor diesem 
Weg, da dies mit mehr abso- 
'uter Armut und mehr Un- 

gleichheit erkauft werde. Zu- 
dem sei Deutschland immer 
e'n Land der Ideen gewesen, 
die die Welt vorangebracht 
hätten. 

Professor Sinn stimmte 
mit Rifkin darin überein, dass 

Kontinentaleuropa nicht be- 
reit sei, so viel Ungleichheit 
2U akzeptieren wie die USA 
°der Großbritannien. Den- 
n°ch sei die Art, wie umver- 
teilt würde, ineffizient, weil 
d'e Bedingung sei, dass die 

^rmen selber nicht arbeiten. 
Zwischen sei jedoch eine 

Dimension erreicht, die das 
L°hnersatz-System „nicht 
mehr beherrschbar"  mache 

und zu einer Arbeitslosigkeit 
führe, deren Höhe Deutsch- 
land „nicht noch einmal 35 

Jahre lang" durchhalte. Sinn 
rief dazu auf, statt Arbeits- 
losigkeit zu finanzieren, das 
Mitmachen zu bezahlen. 
Dies gelinge mit einem neu- 
en Mindesteinkommen, das 
sich aus Löhnen und staat- 
lichen Lohnzuschüssen zu- 
sammensetze. So bleibe der 
„Weg zur Vollbeschäftigung 
möglich", wirtschaftliche Ef- 
fizienz und soziale Standards 
könnten miteinander ver- 
bunden werden. Ausdrück- 

lich warnte der ifo-Chef vor 
der Einführung von gesetzli- 
chen Mindestlöhnen, auch 
wenn andere EU-Länder die- 
sen Weg beschritten. Min- 
destlöhne kosteten Arbeits- 
plätze und könnten vor al- 
lem in den Neuen Ländern 

„eine Katastrophe auslösen". 
Denn sie produzierten für 
die Betriebe zusätzliche Kos- 
ten. Angesichts der immer 
stärkeren   Konkurrenz   aus 

den Niedriglohnländern - 
die aus Asien komme ja erst 
noch - sei das Instrument 
der Mindestlöhne falsch. 

CDU-Generalsekretär Ro- 
nald Pofalla betonte, dass es 
mit der CDU keinen Min- 
destlohn in der Größenord- 
nung von 6,50 Euro oder 

mehr geben werde. Auch er 
sehe die Gefahr, dass zu ho- 
he Mindestlöhne zu einem 
weiteren Abbau von Arbeits- 
plätzen führen. Stattdessen 
plädiere die CDU für die Ein- 
führung von Kombilohn-Mo- 
dellen, damit die zwei Millio- 
nen geringqualifizierten Ar- 
beitslosen wieder auf den 
Arbeitsmarkt zurückkehren 
könnten. Zu Gunsten Älterer 
werde die Koalition mit der 
„Initiative 50 Plus" Instru- 
mente bereitstellen, die über 
die Angebote der Bundes- 
agentur für Arbeit hinaus- 
gingen. Darüber hinaus 
werde die Bundesregierung 
sämtliche Arbeitsmarkt-In- 

strumente überprüfen. Da- 
bei gelte: Was ineffizient ist, 
wird abgeschafft. 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Volker Kauder 

Handeln für den Aufschwung 
Nach den ersten drei Mo- 
naten ihrer Amtszeit ge- 
nießt die Regierung Mer- 
kel großes Vertrauen bei 
den Menschen im Lande. 
Der neue Stil, insbesonde- 
re der Bundeskanzlerin, 
kommt gut an und die 
ersten politischen Ent- 
scheidungen der Koalition 
haben mit dazu beigetra- 
gen, dass es zu einem 
Stimmungsumschwung in 
Deutschland gekommen 
ist: Die allgemeine Zuver- 
sicht in die wirtschaftliche 
Entwicklung steigt. 

Die Regierungskoalition 

hat durch erste konkrete 
Impulse für Wachstum, Be- 
schäftigung und Innovation 
von Anfang an Handlungs- 
fähigkeit unter Beweis ge- 
stellt. In den erst drei Mona- 
ten ihrer parlamentarischen 
Arbeit hat die Koalition be- 
reits eine ganze Reihe von 
Maßnahmen auf den Weg 
gebracht, die unserem An- 
spruch gerecht werden, mit 
den richtigen Weichenstel- 
lungen auf die bestehenden 
Probleme zu reagieren. Da- 
zu gehören vor allem fol- 
gende Punkte: 

Bereits im Dezember wur- 
den Sofortmaßnahmen 
zur Konsolidierung der 
Staatsfinanzen     verab- 

Volker Kauder Vorsitzender der Bundes- 
tagsfraktion 

schiedet. Mit einem Ein- 

sparvolumen von insge- 
samt rund 25 Mrd. Euro 
bis 2010 trägt das Paket 
maßgeblich dazu bei, die 
Verschuldung der öffent- 
lichen Haushalte nachhal- 
tig zu begrenzen. 
Mit dem Gesetz zur steu- 
erlichen Förderung von 
Wachstum und Beschäfti- 
gung werden haushaltsna- 
he Dienstleistungen ge- 
fördert, mittelständische 
Unternehmen entlastet 
und Familien bei der Kin- 
derbetreuung unterstützt. 
Durch die Änderung des 
Zweiten Buches Sozialge- 
setzbuch wurde die Re- 
gelleistung für Arbeitsu- 

chende in den neuen Bun- 
desländern an die Höhe 
der Leistung in den alten 
Bundesländern angegli- 

chen. 

Mit den im Februar be- 
schlossenen Änderungen 
bei Hartz IV wurden 
kostenträchtige Mitnah- 
meeffekte und Miss- 
brauch beim Arbeitslo- 
sengeld II eingeschränkt. 

Das Gesetz zur Ein- 
dämmung missbräuchli- 
cher Steuergestaltungen 

beseitigt Umgehungs- 
und Gestaltungsmöglich- 

keiten im Steuerrecht. 

Auch damit leisten wir ei- 
nen Beitrag zur Stabilisie- 

rung der öffentlichen Fi- 
nanzen. 
Das Gesetz zur Verbesse- 
rung der Wirtschaftlich- 

keit in der Arzneimittel- 

versorgung senkt die 
Arzneimittelausgaben 

und führt zu einer nach- 
haltigen Stabilisierung 
der Arzneimittelversor- 

gung. Dabei bleibt ge' 
währleistet, dass Patien- 
ten auch in Zukunft alles, 
was medizinisch notwen- 
dig ist, verordnet werden 

kann. 

Nächste Schritte 

Auf dem in den ersten 

100 Tagen Erreichten wol- 
len wir uns nicht ausruhen, 

sondern aufbauen und dar- 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

an anknüpfen. Weitere Re- 
«ormschritte sind nötig, um 
Deutschland wieder in die 
europäische Spitzengruppe 
zu    bringen.   Wir   werden 
schon in den nächsten Wo- 
chen die nächsten konkre- 
ten Projekte angehen: 

Eine wichtige Etappe ist 
die    Föderalismusreform. 
Die größte Verfassungs- 
änderung  seit   Bestehen 
unseres   Grundgesetzes 
wurde  nach  schwierigen 
Verhandlungen zwischen 
Bund und Ländern sowie 
innerhalb   der   Koalition 
auf den   Weg   gebracht. 
Das Verhältnis von Bund 
und Ländern wird grund- 
legend   entflochten   und 
effizienter gestaltet. Viele 

Gesetzgebungsverfahren 
werden so erheblich ver- 
einfacht. Mit der Einigung 
auf   die   Föderalismusre- 
form hat die Große Koali- 
tion ihre Problemlösungs- 
kompetenz auch bei lange 
streitigen und komplizier- 
ten Fragen unter Beweis 

gestellt. Nun gilt es, das 
Gesetzgebungsverfahren 
in den nächsten Monaten 
zügig zu Ende zu bringen. 

Den vollständigen 
Bericht des Fraktions- 
vorsitzenden finden Sie 
aufwww.cducsu.de 

Für die Union bleibt eine 
Reform des Arbeitsmarkts 
unverzichtbar. Nur wenn 
wir den Arbeitsmarkt so 
flexibilisieren, dass er den 

Anforderungen des 21. 
Jahrhunderts entspricht, 

kann die Arbeitslosigkeit 
spürbar gesenkt werden. 
Wir wollen in diesem Jahr 
zu einem Ergebnis für den 
Niedriglohnsektor kom- 
men und die Einführung 

eines Kombilohn-Modells 
prüfen. Wichtige Punkte 
sind in diesem Zusam- 
menhang die Schaffung 
von Arbeitsplätzen für 
über 50jährige sowie die 

Frage von Mindestlöhnen. 
Eine Partei-Arbeitsgruppe 
wird sich mit diesen The- 
men bis zum Sommer aus- 
einander setzen und Vor- 
schläge erarbeiten. Es ist 
wichtig, hier mit der nöti- 
gen Sorgfalt vorzugehen. 

Wir werden uns nicht trei- 
ben lassen, denn mit 

heißer Nadel gestrickte 
Lösungen helfen den 
Menschen, die Arbeit su- 
chen, nicht weiter. 

Bei der Gesundheitsre- 
form stehen wir für eine 
grundlegende Reform und 

nicht nurfüreine Einigung 
auf den kleinsten gemein- 
samen Nenner. Anfang 
April werden die Verhand- 
lungen beginnen. In die- 

sen Verhandlungen wer- 
den wir mit guten Argu- 
menten für unsere Vor- 
stellungen kämpfen. Ge- 
meinsames Ziel der Koali- 
tion ist ein bezahlbares zu- 
kunfts- und leistungsfähi- 
ges Gesundheitssystem, 

i Auch die notwendigen 
Anpassungen im Renten- 
system werden wir in die- 
sem Jahr angehen. Das Ka- 
binett hat den Rentenver- 
sicherungsbericht verab- 
schiedet. Es ist nun genug 
Zeit, auf dieser Grundlage 
die Beratungen zu führen, 

wie die im Koalitionsver- 
trag vorgesehenen Lösun- 
gen umgesetzt werden 
können. 
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Aus den Ländern 

CDU-NRW-Zukunftskongress 

„Benchmark NRW" 
„Wir wollen Nordrhein- 
Westfalen bis 2015 zum 
Innovationsland Nr. 1 in 
Deutschland machen." 

Dieses ehrgeizige Ziel be- 
kräftigte der Landesvorsit- 
zende der CDU NRW, Mi- 
nisterpräsident Jürgen Rütt- 
gers, auf dem zweiten Zu- 
kunftskongress „Benchmark 
NRW" vor den mehr als 700 
Teilnehmern im ehemaligen 
Bonner Bundestag. Mit nam- 
haften Vertretern aus Wirt- 
schaft, Gesellschaft und Po- 
litik wurden auf dem Kon- 
gress die Innovationspoten- 
tiale des Landes herausge- 
stellt und Wege erörtert, die- 
se für Nordrhein-Westfalen 
zu nutzen. 

In seiner Eröffnungsrede 
machte NRW-Generalsekre- 
tär Hans-Joachim Reck deut- 
lich, dass ein Wettbewerb 
der Innovationen notwendig 
sei, um die Rahmenbedin- 
gungen des Landes zu ver- 
bessern: „Funktionalität, Ef- 

fektivität und Zielorientie- 
rung bezüglich neuer Projek- 
te spielen hierbei eine wich- 
tige und entscheidende Rol- 
le." Reck machte deutlich, 
dass die schwarz-gelbe Lan- 
desregierung mit ihren Kon- 
zepten den Wirtschafts-, 
Forschungs- und Sozialstand- 
ort NRW attraktiver machen 

Ministerpräsident Jürgen Rüttgers überreicht Jürgen Thumann den Zukunfftspreis 

und wieder nach vorne brin- 
gen wolle. Der ordnungspoli- 
tische Kompass laute dabei: 
Mut zur Selbstbestimmung, 
Mut zur Freiheit. 

Jürgen Rüttgers stellte es 
als Ziel seiner NRW-Landes- 
regierung dar, den Weg der 
Modernisierung des Landes 
konsequent zu verfolgen: 
„Wir wollen NRW zum Vor- 
reiter der Wissensgesell- 
schaft und bis 2015 zum In- 
novationsland Nr. 1 machen. 
Wir sind ein Land mit hohen 
Kosten, also müssen wir so- 

viel besser sein, wie wir teu- 
rer sind." Er mahnte jedoch 
gleichzeitig, dass bei dieser 
Entwicklung nicht alles den 
Marktmechanismen unter- 

worfen werden dürfe: „Der 

totale Markt war niemals das 
Programm der Väter der So- 
zialen   Marktwirtschaft.   Es 

gibt vieles, was wichtig ist, 
jenseits von Angebot und 

Nachfrage. Die CDU NRW 
wird auch in Zukunft darauf 
achten, dass sich wirtschaft- 
liche Vernunft und soziale 

Gerechtigkeit die Waage 
halten." 

Höhepunkt des Tages war 
die Verleihung des Zukunfts- 
und Innovationspreises der 
CDU NRW an den Präsiden- 
ten des Bundesverbandes 

der Deutschen Industrie Jür- 

gen R. Thumann. In seiner 
Rede wies der Preisträger 
auf die Bedeutsamkeit des 
offenen Dialoges zwischen 
Gewerkschaften, Verbänden 

und Unternehmen hin. Thu- 
mann weiter: „Unternehmer 

tragen in erster Linie Verant- 

wortung für ihr eigenes Un- 
ternehmen, aber auch für das 

Land." 
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Aus den Ländern 

Politischer Aschermittwoch in 
Brandenburg 

Eine der größten 
Politischen Ascher- 

mittwochsveran- 
staltungen fand in 
diesem Jahr in Bran- 
denburg statt. 

900 Gäste folgten 
der Einladung der 
CDU Brandenburg in 
die Stadthalle von 
Doberlug-Kirchhain 
irn Landkreis Elbe- 

Elster, die bis auf den 
letzten Platz gefüllt war. Die 
Brandenburger Veranstal- 
tung war damit nach dem 

Aschermittwoch der CDU 
Baden-Württemberg in Fell- 
bach und dem der CDU 

Mecklenburg-Vorpommern 
'n Demmin die drittgrößte 
Veranstaltung der CDU 
Deutschlands. 

In seinem Vortrag wand- 
te sich der Hauptredner des 
Abends, Jörg Schönbohm, 
an den Koalitionspartner im 
Land    Brandenburg:    „Seit 

Jörg Schönbohm, Landesvorsitzender der CDU Brandenburg 

dem Rücktritt von Franz 
Müntefering hat die SPD 
nicht mehr nur ein Macht- 
zentrum, sondern gleich 
drei. Oder keines, je nach 
Perspektive", sagte Bran- 
denburgs Landesvorsitzen- 
der und Innenminister. 
Deutschland werde keinen 
Erfolg haben, wenn sich die 

SPD weiter als Selbsterfah- 
rungsgruppe verstehe. „Die 
Union leidet, wenn sie nicht 
regiert. Die SPD leidet, 
wenn sie regiert." 

WAHLTERMINE 2006 

26. März Landtagswahl Baden-Württemberg 

26. März Landtagswahl Rheinland-Pfalz 

26. März Landtagswahl Sachsen-Anhalt 

26. März Kommunalwahl Hessen 

Herbst Kommunalwahl Niedersachsen 
Herbst Landtagswahl Mecklenburg-Vorpommern 

Herbst Landtagswahl/Kommunalwahl Berlin 

Beim Thema Inne- 
re Sicherheit betonte 
Schönbohm, dass 

Bundeswehreinsätze 
im Innern neue Ak- 

tualität gewonnen 
hätten. Die bisherige 
strenge Unterschei- 
dung zwischen Inne- 
rer und Äußerer Si- 
cherheit sei nicht 
mehr zeitgemäß. Vie- 
le Sicherheitsfragen 

würden sich heute neu stel- 
len. „Wie in Frankreich, Itali- 
en oder den Vereinigten 
Staaten muss es auch bei uns 
möglich sein, dass die Armee 
in besonderen Gefährdungs- 
lagen ergänzend zu Polizei 
und Bundespolizei im Rah- 
men ihrer spezifischen Fähig- 
keiten Aufgaben des Heimat- 
schutzes übernimmt", for- 
derte er. Grundlage dafür 
müsse eine Änderung des 
Grundgesetzes sein. 

Scharf kritisierte er die 
Linkspartei mit den „Marx- 
Brothers" Gysi und Lafontai- 
ne an der Spitze sowie die 
grüne Umweltpolitik. „Die 
Zeiten, in denen eine schön- 
gesichtige Zwergdeckel- 
schnecke entscheidet, ob 

sich in Deutschland die Rä- 
der drehen, oder nicht, sind 
mit dem Ende von Rot-Grün 
vorbei", so Schönbohm. 
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„Senior Experten" an die Schulen! 
Die Senioren-Union der 
CDU Deutschlands hat die 
Kultus- und Schulminister 
der deutschen Bundeslän- 
der aufgefordert, bei der 
Einführung der Ganztags- 
betreuung verstärkt auf 
„das Wissen, die Kompe- 
tenz und die Erfahrung äl- 
terer Menschen zu setzen." 

„Es gibt für diese Art von 
Wissenstransfer von älteren 
zu jüngeren Menschen seit 
zwei Jahrzehnten ein lo- 
benswertes Beispiel: Der 
.Senior Experten-Service' 
(SES), eine Stiftung der deut- 
schen Wirtschaft für inter- 
nationale Zusammenarbeit, 
entsendet mit großem Er- 
folg pensionierte Fachkräfte 
ehrenamtlich ins Ausland. 
Seit PISA wissen wir: Dieser 
Erfahrungs-, und Wissens- 
transfer ist nicht nur im 
Ausland angebracht - unse- 
re Schülerinnen und Schüler 

Otto Wulff, Bundesvorsitzender der 
Senioren-Union 

haben ihn notwendiger 
denn je, vor allem, um früh- 
zeitig und praxisnah an die 
Erfordernisse des Berufsle- 
bens herangeführt zu wer- 
den," erklärte der Bundes- 
vorsitzende der Senioren- 
Union, Otto Wulff. Es gebe 
in der Gruppe der über 55- 

jährigen, von denen nur 
noch gut 35 Prozent in ei- 
nem festen Arbeitsverhält- 
nis ständen eine „großarti- 
ge Bereitschaft", ihr Wissen 

und ihre Erfahrung an die 
jüngere Generation weiter- 
zugeben. 

Wulff sagte „Diese Be- 
reitschaft sollten wir nutzen 
und mit dem Senior Exper- 
ten Service diesen neuen 
Schwerpunkt für das Inland 
aufbauen." Dabei solle es 
nicht darum gehen, die „pä- 
dagogische oder didakti- 
sche Verantwortung der 
Lehrerkollegien" in Frage zu 
stellen, im Gegenteil: Es ge- 
he darum, die Lehrerschaft 

zu unterstützen. Das Pro- 
jekt sollte in engster Ab- 
stimmung mit den Pädago- 

gen verwirklicht werden. 
„Es geht nicht um Noten, 

sondern um eine sinnvolle 
Ergänzung des schulischen 
Angebots, die ehrenamtlich 
- also ohne Schaffung einer 
neuen Bürokratie - aufge- 
baut werden kann", sagte 

Wulff. 

BUNDESBEAUFTRAGTE BENANNT 

Das Bundeskabinett hat den ehemaligen 

Bundestagsabgeordneten Günter Nooke 

zum Menschrechtsbeauftragten der Bun- 

desregierung bestellt und den Stellver- 

tretenden Vorsitzenden der Bundestags- 

fraktion, Andreas Schockenhoff, zum Rus- 

slandbeauftragten der Bundesregierung 

berufen. Beide Posten sind im Auswärti- 

gen Amt angesiedelt. 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Haushaltskonsolidie- 
rung: Steiniger Weg 

ohne Alternative 

Das Ergebnis der gemein- 

samen Klausurtagung der 
Koalitions-Arbeitsgruppe 
Haushalt sieht wie folgt 
aus: 

Mit dem Haushalt 2006 
und dem Finanzplan bis 
2009 wird die Große Koali- 
tion dafür sorgen, dass 

Deutschland ab 2007 die 

Maastricht-Defizitgrenze 
deutlich und auf Dauer un- 
terschreiten wird. Der Bun- 
deshaushalt wird ab 2007 
die Regelgrenze der Neuver- 
schuldung des Art. 115 GG 
Wieder   einhalten   und   für 

mehr Generationengerech- 
tigkeit und Nachhaltigkeit in 
der Finanzpolitik sorgen. 

Mit dem Haushalt 2006 
und dem begleitenden Maß- 
nahmebündel wird nicht nur 
der Bundeshaushalt konso- 
lidiert, sondern auch ein we- 

sentlicher Konsolidierungs- 
beitrag für die Länderhaus- 
halte erbracht. Konsolidie- 
rung ist nicht nur Aufgabe 
des Bundes - auch Länder, 
Kommunen und Sozialversi- 
cherungen müssen aktiv an 

dieser Aufgabe mitwirken. 
Es ist der feste Wille der 
Haushälter der Koalition, ei- 
nen solchen föderalen Fi- 
nanzpakt für Deutschland 
voranzubringen. In dieser 
Legislatur werden Union und 

SPD die strukturelle Lücke 
zwischen Einnahmen und 

Ausgaben des Bundes halbie- 
ren und damit deutlich redu- 
zieren. Gleichzeitig setzen 
wir Impulse für Wachstum 
und Beschäftigung. Haus- 
haltskonsolidierung wird 

Daueraufgabe für viele Jahre 
bleiben. Zielmarke ist der 

ausgeglichene Staatshaus- 
halt und der Abbau der 
Staatsschuld. Nur dann ist 
die Finanzpolitik tragfähig. 

Dafür ist ein längerer Hori- 
zont als eine Legislaturperi- 
ode erforderlich. 

Der Haushalt 2006 ist 
ein Haushalt des Übergangs. 
Wir sanieren und setzen 
gleichzeitig Impulse für 
Wachstum   und   Beschäfti- 

BUND DER VERTRIEBENEN 

In ihrer Rede anlässlich des Jahres- 
empfangs des BdV im Berliner 

Opernpalais würdigte die Vorsit- 
zende der CDU Deutschlands die 

Leistungen des BdV für die Belange 
der Heimatvertriebenen und im 

Einsatz für grenzüberschreitende 
Verständigung und Versöhnung. 
»Ich bin gern hierher gekommen, 
Weil es inzwischen schon eine Tradi- 

tion für mich ist, aber ich bin natür- 
lich auch gern gekommen, weil ich 
Ihnen in diesem Jahr die Grüße der 
gesamten Bundesregierung über- 

bringen darf", so die Bundeskanzle- 
rn vor rund 400 Gästen aus Politik 
und öffentlichem Leben. 

Starken Beifall für die Rede der Bundeskanzlerin spendeten: (v.l.n.r.) Der 
Vorsitzende der Gruppe der „Vertriebenen, Flüchtlinge und Spätaussied- 
ler" der CDU/ CSU-Bundestagsfraktion, Jochen-Konrad Fromme MdB; der 
Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister der Verteidigung, 
Christian Schmidt MdB; die Präsidentin des Bundes der Vertriebenen 
(BdV), Erika Steinbach MdB, der Parlamentarische Geschäftsführer der 
CSU-Landesgruppe im Deutschen Bundestag, Hartmut Koschyk MdB; der 
Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Volker Kauder MdB, sowie 
der Chef des Bundespräsidialamtes, Staatssekretär Michael Jansen. 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

gung. Die deutlich über der 

Regelgrenze liegende Net- 
tokreditaufnahme von rd. 38 
Mrd. Euro ist der drohen- 
den Störung des gesamt- 
wirtschaftlichen Gleichge- 
wichts geschuldet. Wir ver- 
halten uns verfassungskon- 
form, indem wir für das Jahr 
2006 die Ausnahmeregel in 
Anspruch nehmen - 2007 
wird die Nettokreditaufnah- 
me unter den Investitionen 

bleiben. Deshalb verbindet 
die Große Koalition die not- 
wendige Konsolidierungs- 
politik mit Maßnahmen, 
die bereits kurzfristig die 
Wachstumsdynamik erhöh- 
en, wie Investitionen in For- 
schung und Bildung und 
in die Infrastruktur. Mittei- 

bis langfristig müssen Re- 
formen der sozialen Siche- 
rungssysteme und vor allem 
des Arbeitsmarktes wirken, 
um die Arbeitslosigkeit 
spürbar und dauerhaft zu 
senken und so die Konsoli- 
dierung nachhaltig voran zu 

bringen. 
Die Ausgaben des Bundes 

steigen im Finanzplanungs- 

zeitraum bis 2009 durch- 
schnittlich nur um 0,7 % jähr- 
lich. Die jahresdurchschnitt- 
liche Ausgabensteigerungs- 
rate liegt damit deutlich un- 
ter der Inflationserwartung. 
Trotz der niedrigen Ausga- 
benlinie werden die Investi- 
tionen des Bundes im Haus- 
halt 2006 auf 23,2 Mrd. € er- 

höht und danach in etwa auf 
diesem Niveau stabilisiert. 

Im Zuge der Haushaltsbe- 
ratungen kommen alle Ein- 
nahme- und Ausgabepositio- 
nen auf den Prüfstand. Dies 

gilt insbesondere für die Mit- 
tel der Öffentlichkeitsarbeit, 
bei denen die Koalition schon 
heute weitere Effizienzmög- 
lichkeiten sieht. Wir wollen 
durch weitere Einsparungen 
die Globalen Minderausga- 
ben (GMA) im Einzelplan 60 
sowie in den Einzelplänen 
der Ressorts reduzieren und 
möglichst auflösen. Ferner 
streben die Koalitionsfrak- 
tionen an, die Investitionen 
und die zukunftsorientierten 
Ausgaben weiter zu erhöhen 
durch Umschichtungen zu 
Lasten der konsumtiven Aus- 

gaben. 
Die Ergebnisse der Früh- 

jahresschätzung der ge- 
samtwirtschaftlichen Eck- 
werte und der Steuerschät- 
zung Mitte Mai 2006 sind 
unter Einhaltung der Net- 
tokreditaufnahme in den 
Haushalt einzuarbeiten. So- 
fern sich aus aktualisierten 
Schätzungen im Vergleich 
zur bisherigen Planung zu- 
sätzliche Haushaltsentlas- 

tungen ergeben, sind die-se 
zur Verminderung der 
Nettokreditaufnahme ein- 

zusetzen. 
Der Haushaltsausschuss 

des Deutschen Bundestages 
stellt als federführender Aus- 

steffen Kampeter 

schuss bzw. bei Befassung 
gemäß § 96 Abs. 4 GOßT si- 
cher, dass die finanziellen 
Eckwerte des Haushaltsbe- 

gleitgesetzes 2006 sowie die 
im Regierungsentwurf 2006 
und der Finanzplanung bis 
2009 berücksichtigten Kon- 
solidierungseffekte weiterer 
Gesetze (insbesondere zur 
Umsetzung der steuerlichen 

Konsolidierungs- und Ar- 
beitsmarktmaßnahmen) oh- 
ne Abstriche eingehalten 

werden. 
Die Koalitionsfraktionen 

begrüßen, dass mit der Strei- 
chung des Bundeszuschus- 

ses an die Gesetzliche Kran- 

kenversicherung der Sog' 
Wirkung steigender Gesund- 
heitsausgaben auf den Bun- 
deshaushalt Einhalt geboten 

worden ist. Sie gehen davon 
aus, dass nur mit einer 
durchgreifenden Strukturre- 

form in der GKV der fortdau- 
ernden Kostenexplosion im 

Gesundheitswesen entge- 
gen gewirkt werden kann. 
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Die Haushälter der Gro- 
ßen Koalition begrüßen, 
dass die Dynamisierung des 
Bundeszuschusses an die 
Rentenversicherung ge- 
stoppt werden soll. Analog 
zur Krankenversicherung 
wird die dauerhafte Begren- 
zung des Bundeszuschusses 
an die Rentenkasse nur ge- 
lingen, wenn auch hier 

strukturelle Änderungen er- 
folgen, die den Druck auf 
die Ausgaben mindern. Die 

mutige Entscheidung der 
Großen Koalition zur Ver- 
längerung der Lebensar- 
beitszeiten zeigt den ent- 
schiedenen Reformwillen 
der politisch Verantwortli- 
chen. Diese sollte nicht nur 
durch eine schrittweise An- 
hebung des Renteneintritt- 
salters auf 67 Jahre erfol- 
gen, sondern auch durch ei- 
nen frühzeitigeren Berufs- 
einstieg junger Menschen. 

Die Koalitionsfraktionen 
sind für eine faire Lasten- 
Verteilung zwischen Bund, 
Ländern und Kommunen in 

der Arbeitsmarktpolitik und 
erkennen an, dass der Anteil 
des Bundes an den Kosten 
der Unterkunft mit dem 
Haushalt 2006 nicht mit ei- 
nem Mal auf Null zurückge- 
führt werden konnte. Eine 
Verfestigung des Bundesan- 
teils bei 29,1% der Gesamt- 
ausgaben darf es jedoch 
nicht geben. Vielmehr muss 
auf der Basis der tatsächli- 

Mlchaela Noll 

chen Zahlen die 
zukünftige Betei- 
ligung des Bun- 
des neu austariert 
werden. 

Im Bereich Per- 
sonal werden Uni- 
on und SPD über- 
prüfen, inwieweit 
ihrer Forderung 
Rechnung getragen worden 
ist, dass die im Zuge der 
Regierungsbildung erfolg- 

ten Personalaufstockungen 
durch Einsparungen an an- 
derer Stelle gegenfinanziert 
worden sind. Die Koalitions- 
Haushälter unterstützen 
nachhaltig das Ziel der Stel- 
leneinsparung von jährlich 
1,9% wie im Haushaltsge- 
setz vorgesehen. Im Zuge 
der Beratungen werden wir 
prüfen, ob darüber hinaus 
weitere Stelleneinsparun- 
gen durch die Verlängerung 
der Wochenarbeitszeit auf 
41 Stunden möglich und 
vertretbar sind. Wir werden 
die bestehende räumliche 
Arbeitsteilung der Bundes- 

regierung darauf hin un- 
tersuchen, inwieweit kurz-, 
mittel- und langfristig Effi- 
zienzgewinne realisiert wer- 
den können. 

Steffen Kampeter ist der 

haushaltspolitische Spre- 
cher der CDU/CSU-Bun- 

destagsfraktion, Carsten 
Schneider ist der haushalts- 
politische Sprecher der SPD- 
Bundestagsfraktion. 

ulia Klöckner 

Umgang mit Geld 
bei Jugendlichen 
weiter schulen 

Die Verschuldungszahlen 
junger Menschen sind er- 
freulicherweise rückläu- 
fig. Laut Studie des Insti- 
tuts für Jugendforschung 
in München lag die Ver- 
schuldung im vergange- 
nen Jahr noch bei über 
10%. 

Ein positiver Trend zeich- 
net sich aber laut der Schu- 
fa-Studie Jugend und Geld 
2005' ab: Der überwiegende 
Teil der Jugendlichen geht 
verantwortungsvoll mit 
Geld um. Gerade bei den 
Handy-Kosten scheinen die 
Jugendlichen gewissenhaf- 
ter zu sein. Begrüßenswert 
ist, dass viele Telefonan- 
bieter versuchen, mit ihren 

Angeboten wie z.B. Prepaid- 
Karten und durch Sperrung 

von teuren Rufnummern 
das Kostenrisiko für Kinder 
gering zu halten. 

Jedoch ist die Erkenntnis, 
dass nach wie vor 6% der Ju- 
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gendlichen als verschuldet 
gelten, alarmierend: Dies 
sind 6% zu viel. Um diese 
mehr als 380.000 Kinder 
und Jugendlichen müssen 
wir uns kümmern. Unser 
Ziel muss es sein, diese Zahl 
weiter zu verringern. 

Im Rahmen der Familien-, 

Bildungs- und Verbraucher- 
schutzpolitik muss dieses 
Thema künftig eine verstärk- 
te Rolle spielen. Vor allem im 
Elternhaus können die Wei- 
chen für den richtigen Um- 
gang mit Geld frühzeitig ge- 
stellt werden. Darüber hin- 
aus sind auch die Schulen 
einschließlich der Berufs- 
schulen gefordert. Den Ju- 
gendlichen muss das Wissen 
und die Kompetenz beige- 
bracht werden, mit Werbung 
und Angeboten umzugehen, 
ohne in die Verschuldung zu 
geraten. 

Michaela Noll ist die Kin- 
derbeauftragte, Julia Klöck- 
ner die Verbraucherschutz- 

beauftragte der CDU/ CSU- 
Bundestagsfraktion. 

Rentenkasse in 
Ordnung bringen 

Die Rentenkasse muss in 
Ordnung gebracht wer- 

den. Ein solides finanziel- 
les Fundament ist Grund- 
voraussetzung für eine 
verlässliche und nachhalti- 
ge Rentenpolitik. Den An- 

Ralf Brauskiepe 

fang haben CDU, CSU und 
SPD im Koalitionsvertrag 
mit ihrem rentenpoliti- 
schen Gesamtpaket ge- 
macht. 

Mit dem vom Bundeska- 
binett beschlossenen Ren- 
ten Versicherungsbericht 
2005 werden die Verabre- 
dungen mit Zahlen unter- 
mauert. Die Zahlen zeigen: 
Die Konsolidierung der Ren- 

tenfinanzen ist ein steiniger 
Weg und nur durch eine Po- 
litik für mehr Wachstum 
und Beschäftigung zu errei- 
chen. Die Bekämpfung der 
Massenarbeitslosigkeit 
steht deshalb ganz oben 
auf der Reformagenda der 
Großen Koalition. Nur mit 
mehr Beitragszahlern lässt 

sich die Rentenkasse wieder 
stabilisieren. 

Im nächsten Jahr ist eine 
Anhebung des Rentenbei- 

trages auf 19,9% unum- 
gänglich. Unter dem Strich 
werden Arbeitgeber und Ar- 
beitnehmer spürbar entlas- 

PeterWeiß 

tet, weil wir gleichzeitig den 
Arbeitslosenversicherungs- 

beitrag von 6,5% auf 4,5% 
absenken werden. Die Sozi- 
al versiehe rungs beitrage 

werden im nächsten Jahr un- 
ter 40% sinken, das erste 
Mal seit 1995! Damit leisten 
wir einen ganz wesentlichen 

Beitrag für mehr Beschäfti- 
gung in Deutschland. In der 
laufenden Legislaturperiode 

werden wir die Renten nicht 
kürzen. Dieses Versprechen 

ist Gegenstand des Koali- 
tionsvertrages. Wir halten 

Wort! Für dieses Jahr hat die 
Regierung bereits ein ent- 
sprechendes Gesetz auf den 

parlamentarischen Weg ge- 
bracht. Zur Wahrheit gehört 
aber auch, dass die Nullrun- 
de für die Rentner in diesem 
Jahr voraussichtlich nicht 
die letzte in der laufenden 

Wahlperiode sein wird. 
Im nächsten Jahr wollen 

wir die weiteren rentenpol'" 
tischen Vorhaben aus dem 
Koalitionsvertrag parlamen- 
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tarisch verabschieden. Richt- 
schnur für all unsere Ent- 
scheidungen in der Renten- 
politik ist, dass die finanziel- 
len Lasten der Alterung der 
Bevölkerung fair zwischen 

den Beitragszahlern, den 
Rentnern und dem Bund ver- 
teilt werden. Dazu dürfen 
die langfristigen Beitragszie- 
le (20% im Jahr 2020, 22% 
im Jahr 2030) nicht über- 

schritten und die langfristi- 

gen Niveausicherungsziele 
(46% im Jahr 2020, 43% im 
Jahr 2030) nicht unterschrit- 
ten werden. 

Eine große Herausforde- 
rung liegt im Bereich der 
kapitalgedeckten Altersvor- 
sorge vor uns. Das wird aus 

dem Alterssicherungsbericht 
2005 deutlich, der heute 

ebenfalls vom Bundeskabi- 
nett beschlossen worden 
ist. So erfreulich die Ent- 
wicklung bei den Riester- 
Rentenverträgen zuletzt war, 
es liegt noch viel Überzeu- 
gungsarbeit bei den Men- 
schen vor uns. Die weitere 
Entwicklung der kapitalge- 
deckten Altersvorsorge wer- 
den wir genau im Auge be- 
halten müssen. Im Koaliti- 
onsvertrag haben wir eine 
verbesserte Einbeziehung 
der selbstgenutzten Wohn- 
'nimobilie in die Riester- 
Rente und eine Erhöhung 
der Kinderzulage verein- 
et, im nächsten Jahr steht 
e'ne Entscheidung über wei- 

tergehende Maßnahmen an, 
auch das ist Bestandteil des 
Koalitionsvertrages. 

Ralf Brauksiepe ist der 
arbeitsmarkt- und sozialpo- 
litische Sprecher der CDU/ 
CSU-Fraktion im Deutschen 
Bundestag, Peter Weiß ist 

der zuständige Berichter- 
statter. 

Europa muss unab- 
hängiger werden von 

Rohstoffimporten 

Die Europäische Union ist 
bereits heute zu 50 % von 
Öl- und Gaslieferungen ab- 
hängig. Bis 2030 wird sich 

diese Abhängigkeit nach 
Prognosen der EU-Kom- 
mission auf fast 70 % er- 
höhen. Diese Entwicklung 
und die damit verbunde- 
nen Kosten können zu ei- 
nem erheblichen Wachs- 
tumshemmnis werden. 

Europa muss deshalb in 
der Energiepolitik umsteu- 

ern. Wir müssen unabhängi- 
ger werden von Rohstoffim- 
porten und die Energiever- 
sorgung neu ausrichten. Die 
Energiepolitik der Europäi- 
schen Union muss zukünftig 
viel stärker zu einer mittel- 
und langfristigen Strategie 
zur Verringerung der Roh- 
stoffimporte und zur Be- 
kämpfung der globalen Kli- 
maänderungen beitragen. 
Die     Europäische     Union 

Katherina Reiche 

muss hierfür einen sinnvol- 
len rechtlichen Rahmen 
festlegen. Die Wahl des En- 
ergiemixes, die Struktur der 
Energieversorgung und die 
Ausgestaltung des rechtli- 

chen Rahmens müssen da- 
gegen den Mitgliedsstaaten 
vorbehalten bleiben. 

Insbesondere eine Ver- 
besserung der Energieeffizi- 
enz und eine stärkere Nut- 
zung der Erneuerbaren En- 
ergien müssen in Zukunft im 
Mittelpunkt stehen. Vor al- 
lem durch die Nutzung der 
Biomasse und nachwach- 
sender Rohstoffe kann die 
Abhängigkeit von Rohstof- 
fimporten verringert wer- 
den. Darüber hinaus gilt es, 
durch die Entwicklung neu- 
er klimafreundlicher Techni- 
ken die Nutzung heimischer 
fossiler Rohstoffe zukunfts- 
fähig zu gestalten. 

Katherina Reiche ist 
stellvertretende Vorsitzen- 

de der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion. 



Öffentlichkeitsarbeit 

Broschüre 
„Die wichtigsten 10 Punkte 
des Koalitionsvertrages" 

Bestell-Nummer:5313 
Preis je 50 Stück: 26,35 € 
inkl. MwSt: 28,19 € 

Aktions | Zeitung. 

Aktionszeitung 
Bundesausgabe 1/2006 

Bestell-Nummer: 1013 
Preis je 250 Stück: 18,50 € 
inkl. MwSt.: 19,80 € 
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Öffentlichkeitsarbeit 

CDU-ID-Band 

Bestell-Nummer:9833 
Preis je 20 Stück: 15,00 € 

inkl. MwSt.: 17,40 € 

CDU-Luftballon 

Bestell-Nummer: 9304 
Preis je 500 Stück: 30,00 € 

inkl. MwSt.: 34,80 € 

Luftballon „Smilie" 
in zwei verschiedenen Farben 

(Blau und Weiß) je Verpackung 

Bestell-Nummer: 9874 
Preis je 100 Stück: 11,00 € 

inkl. MwSt: 12,76 € 

Luftballon Zubehör 
Luftballon-Drahtstäbe 

Bestell-Nummer: 9305 
Preis je 500 Stück: 11,00 € 

inkl. MwSt: 12,76 € 

Luftballon-Schnellverschluss 
inkl. Halteschnur für Gasballons 

Bestell-Nummer: 9609 
Preis je 100 Stück: 4,90 € 

inkl. MwSt: 5,68 € 
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Öffentlichkeitsarbeit 

Taschentücher 
„Freiheit für alle Nasen" 

Bestell-Nummer:9637 
Preis je 144 Stück: 28,00 € 

inkl. MwSt.: 32,48 € 

Eiskratzer 

Bestell-Nummer:9890 
Preis je 70 Stück: 45,00 € 

inkl. MwSt: 52,20 

„Der Luftmacher" - Freshmint-Tütchen 

Bestell-Nummer: 9110 

Preis je 200 Stück: 22,00 € 
inkl. MwSt.: 25,52 € 
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Öffentlichkeitsarbeit 

DER HIT ZUR WM 

Fußballkalender zur WM 

Bestell-Nummer:9849 
Preis je 500 Stück: 16,00 € 

inkl. MwSt.: 18,56 € 

FAN-SCHMINK-Karte 

Bestell-Nummer:9314 
Preis je 200 Stück: 8,00 € 

inkl. MwSt.: 9,28 € 

Zeigen Sie Flagge! 
Der Hit zur WM: 
FAN-SCHMINKE 
• mit angefeuchtetem Finger die gewünschte Farbflache 

aufreiben und aufs Geilcht auftragen 
- oder die Flagge - wie ein Tattoo - auf die angefeuchtete 
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UBG 
Postfach 1190 
53348 Rheinbach 
PVSt, DPAG 
Entgelt bezahlt. 

„Wählen gehen!" 

Zur Mobilisierung der wahlberechtigten Bürger- 
innen und Bürger sollte - am Tag der Wahl - noch 
einmal zur Stimmabgabe aufgerufen werden. 
„Jede Stimme zählt!" 

Türanhänger „Wählen gehen! CDU" 

Bestell-Nummer: 1609 
Preis je 200 Stück: 8,00 € 
Preis inkl. MwSt.: 9,28 € 

BESTELLANSCHRIFT 

arvato logistics services 
CDU-Kundenbetreung 

Telefax 05241-8094165 
e-mail: 

cdu-shop@bertelsmann.de 

8106 


